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2 Textliche Festsetzungen

In Ergänzung zur Planzeichnung werden folgende Festsetzungengetroffen.

2.1 Planungsrechtlichen Festsetzungen

2.1.1 Art der baulichen Nutzunggemäß 89 Abs.1 Nr.1 BauGB

Das Gebiet wird als Allgemeines Wohngebiet (WA) gemäß 84 BauNVO festgesetzt.

Zulässig sind:

1. Wohngebäude,

2. die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden sowie nicht störenden Handwerks-

betriebe,

3. Anlagenfür kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke.

Unzulässig sind nach & 1 Abs. 5 BauNVO die der Versorgung dienenden Schank- und Spei-

sewirtschaften.

Weiterhin sind die nach $ 4 Abs. 3 Nr. 1 bis 5 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzun-

gen (Betriebe des Beherbergungsgewerbes, sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, Anla-

gen für Verwaltungen, Gartenbaubetriebe, Tankstellen) nach $ 1 Abs. 6 Nr.1 BauNVO nicht

Bestandteil des Bebauungsplanes und somit unzulässig.

Gemäß 813 BauNVO sind für die Berufsausübungfreiberuflich Tätiger und solcher Gewerbe-

treibender, die ihren Beruf in ähnlicher Art ausüben, im allgemeinen Wohngebiet Räume zu-

lässig.

2.1.2 Maß der baulichen Nutzung gemäß $9 Abs.1 Nr.1 BauGB

Die überbaubaren Grundstücksflächen sind auf die Maße wie folgt beschränkt: Die Grundflä-

chenzahl (GRZ) und die Zahl der Vollgeschosse sind gem. 817 BauNVO als Höchstgrenze

festgesetzt.

 

Gebietsart WA (Allgemeines Wohngebiet)

Bauwese = Alabweichend) er

Grundflächenzahl (GRZ) 0,5

Zahl der Vollgeschosse Iil
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2.1.3 Bauweise gemäß 89 Abs.1 Nr.2 BauGB

Im Baugebiet ist die abweichende Bauweise gemäß $ 22 Abs. 4 BauNVO zulässig. Bei der

abweichenden Bauweise muss ein Grenzabstand von mindestens 3,0 m eingehalten werden

muss. Gebäude über 50 m Gebäudelängesind als Einzelgebäude oder Gebäudegruppen zu-

lässig.

2.14 _Überbaubare Grundstücksflächen gemäß 89 Abs.1 Nr.2 und 3 BauGB

Die überbaubaren Grundstücksflächen sind im Bebauungsplan durch Baugrenzen ausgewie-

sen.

Die Überschreitung der Baugrenzendurch Balkoneist wie folgt zulässig:

Die Überschreitung durch einen Balkon an der südlichen zur ‚Hermann-Besemüller-Straße“

verlaufenden Baugrenzedarf in der Tiefe maximal 2,00 m betragen. Auf einer Länge von 10,00

m entlang der südlichen Baugrenzeist maximal ein Balkon auf einer Breite von 4,00 m zuläs-

sig.

2.15 Nebenanlagen, Anlagen zur Nutzungsolarer Strahlungsenergie und Kraft-

Wärme-Kopplungsanlagen gemäß 89 Abs.1 Nr.4 BauGB

Im Baugebiet sind untergeordnete Nebenanlagen und Einrichtungen nach 814 BauNVO sowie

Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie und Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen nach

814 BauNVO zulässig, sofern sie dem Nutzungszweck der in dem Baugebiet gelegenen

Grundstücke oder des Baugebietes selbst dienen und seiner Eigenart nicht widersprechen.

Nebenanlagen und Einrichtungen nach 814 BauNVO sowie Anlagen zur Nutzung solarer

Strahlungsenergie und Kraft-Wärme-Kopplungsanlagenim Sinne des $14 BauNVO sind nach

823 Abs. 5 BauNVO auch auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen zulässig.

Die der Versorgung des Gebietes dienenden Nebenanlagen nach 814 Abs.2 BauNVO (Elekt-

rizität, Gas, Wärme, Wasser sowie zur Ableitung von Abwasser dienende Nebenanlagen) sind

als Ausnahme auch dann zulässig, wenn keine besonderen Flächenfestgesetzt sind. Dies gilt

auch für fernmeldetechnische Anlagen sowie für Anlagen für erneuerbare Energien, soweit

nicht $14 Abs.1 Satz 1 BauNVO Anwendungfindet.

Untergeordnete Nebenanlagen (bspw. Müllboxen, Fahrradboxen) sind auch auf den nicht

überbaubaren Grundstücksflächen zulässig.

Garagen, Carports und überdachte und nicht-überdachte Stellplätze? sind innerhalb der ge-

samten Grundstücksfläche zulässig.

 

= Garagen sind vollständig umschlossene Räume zum Abstellen von Kraftfahrzeugen. Eine Garage

liegt dann regelmäßig vor, wenn die allseitige Umschließung des Raumes durch Bauteile wie Wände

sichtbar wird,

Carports sind überdachte Stellplätze (siehe unten), die über zusätzliche geschlossene Seitenwände

verfügen können.
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2.1.6 Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von

Boden, Natur und Landschaft, Flächen für das Anpflanzen von Bäumen,

Sträuchern odersonstigen Bepflanzungen,Flächen mit Bindungenfür Be-

pflanzungen undfür die Erhaltung von Bäumen,Sträuchern und sonstigen

Bepflanzungen sowie von Gewässern gemäß $1(a) BauGBi.V.m. 89 Abs.1

Nr.20, 89 Abs.1 Nr.25 a und b i.V.m. $9 Abs.1(a) BauGB

2.1.6.1 Gehölzrodungen

Gehölzrodungen sind ausschließlich — insbesondere aus Gründen des Vogelschutzes - zwi-

schen dem 01. Oktober und 28. Februar durchzuführen.

2.1.6.2 Beachtung des Artenschutzes bei Sanierungsmaßnahmen

Vor Beginn von Sanierungs-, Renovierungs- und Umbau- oder Abrissmaßnahmen im Gebäu-

debestand sind unbewohnte Räume/Dachräume, Gebäudeverkleidungenetc. durch ein fach-

lich qualifiziertes Büro hinsichtlich eines Fledermausvorkommenszu begutachten. Die Beqgut-

achtung ist zu dokumentieren. Im Falle eines nachgewiesenen Fledermausbesatzes sind

Schutzmaßnahmen zu ergreifen und ggf. zu treffende artenschutzrechtliche Vermeidungs-

maßnahmen mit der Unteren Naturschutzbehörde abzustimmen.

2.1.6.3 Gestaltung der nicht überbauten Grundstücksflächen

Es wird empfohlen, die Gestaltung der nicht überbauten Grundstücksfläche wie folgt vorzu-

nehmen:

Die privaten Grundstücksflächen sollen landschaftsgärtnerisch angelegt und dauerhaft erhal-

ten werden. Vorgärten sollen begrünt werden, sofern sie nicht als Zufahrt oder Zuwegung be-

nötigt wird. Zur Gestaltung der Grünanlagen im Vorgarten und Gartenbereich sollen überwie-

gend heimische Laubgehölze entsprechend der Pflanzartenliste im Anhang verwendet wer-

den. Die Artenliste im Anhang kann durch weitere standortgerechte Laubgehölze im Sinne von

regionaltypischen Laubgehölzen ergänzt werden. Pro 500 m? Grundstücksflächesoll ein klein-

bis mittelkroniger Laubbaum entsprechend der Artenliste im Anhang gepflanzt werden.

Flächenbefestigungen sind auf das notwendige Maß zu beschränken. Flächenbefestigungen,

die eine Versickerung von Regenwasser zulassen, sind der Vorzug zu geben: Zuwegungen

und Erschließungsflächen sind mit Baustoffen zu befestigen, die eine Versickerung des Ober-

flächenwassers ermöglichen, z. B. mit Gittersteinen, Schotterflächen, Rasengitter oder weitfu-

gig verlegten Pflaster.

 

Überdachte Stellplätze sind Flächen zum Abstellen von Kraftfahrzeugen mit einer Überdachung.

Zusätzliche Seitenwände sind nicht zulässig.



Ortsgemeinde Hochstetten-Dhaun,

Bebauungsplan "Zwischen DhaunerStraße und Albert-Pfeiffer-Straße im Westen der Ortslage

Hochstetten - 1. Änderung "

Begründung zum Bebauungsplan,Textliche Festsetzungen
 

2.1.6.4 Maßnahmen zum Artenschutz

Aus Gründen des Artenschutzes sind an allen Gebäuden Nistmöglichkeiten für Vögel und Fle-

dermäuse anzubringen. Dabei sind folgende Vorgaben zu beachten:

Für Haussperling und Star sind mind. 6 Nistkästen in einer Höhe von mind. 3 Metern an min-

destens 3 Gebäuden anzubringen. Das Flugloch ist in Richtung Süden bis Südosten auszu-

richten. Im Zuge der Neubebauung sind im Plangebiet zusätzlich mindestens 10 Nistkästen,

davondie Hälfte gruppiert für Koloniebrüter über das Baugebiet verteilt anzubringen.

Für Mehlschwalbensind 4 Nisthilfen in Gruppen an mindestens 2 Gebäudenin mindestens 5

m Höhe anzubringen.

Für Fledermäuse sind mindestens 6 Fledermauskästen anzubringen. Alternativ hierzuist die

Errichtung eines „Fledermausturms“ an 2 Gebäudenzulässig.

2.2 Bauordnungsrechtliche Gestaltungsvorschriften

Bauordnungsrechtliche Gestaltungsvorschriften werden keine getroffen.
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3 Regelungennach Landesgesetzen (Übernahmevonauf Lan-

desrecht beruhenden Festsetzungen in den Bebauungsplan

gemäß $ 9 Abs. 4 BauGB)

31 Kulturdenkmäler

Funde müssen gemäß $17 DschG unverzüglich gemeldet werden. Entsprechend 816-21

DSchG besteht eine Anzeige-, Erhaltungs- und Ablieferungspflicht bei archäologischen Fun-

den.

3.2 Ökologische Niederschlagswasserbewirtschaftung

Oberflächenwasserbewirtschaftung

Das anfallende Niederschlagswasserist grundsätzlich auf dem Grundstück zurückzuhalten,

zu verwerten oder zu versickern. Niederschlagswassersoll ortsnah versickert, verrieselt oder

direkt oder über eine Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewässer

eingeleitet werden, soweit dem weder wasserrechtliche noch sonstige öffentlich-rechtliche

Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen.

Die Beseitigung des Niederschlagswassers (Nutzung, Versickerung) hat unter Berücksichti-

gung der 88 5 und 55 WHG und des $ 13 Abs. 2 LWG zu erfolgen. Dabeiist auch nachweislich

sicherzusteilen, dass aufgrund von Starkregenereignissen abfließendes Wasser im Außenbe-

reich zurückgehalten oder schadlos weitergeleitet wird.

Schmutzwasserbeseitigung

Ein Anschluss an die Kanalisation der Ortsgemeinde ist vorgesehen.

Brauchwasseranlagen

Brauchwasseranlagen sind gemäß der allgemeinen Entwässerungssatzung der Verbandsge-

meinde Kirner Land den Verbandsgemeindewerken anzuzeigen.

Allgemeine Wassemwirtschaft

Oberflächengewässer werden durch die Planung nicht beeinträchtigt.

Wasserversorgung, Heilquellen-, Wasserschutzgebiete, Altablagerungen

Durch die vorgesehene Bebauung werden Wasserschutzgebiete nicht berührt. Durch die Bau-

leitplanung sind gemäß Altablagerungskataster des Landes Rheinland-Pfalz Altablagerungen

nicht berührt.
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4 Hinweise

4.1 Ingenieurgeologie

Boden

Bei allen Bodenarbeiten, auch bei Bau- und Unterhaltungs- und ggf. Ausgleichsmaßnahmen,

sind die Vorgaben nach 8202 BauGBin Verbindung mit DIN 18915 und 19731 sowie die For-

derungen des Bodenschutzes (BBodschG und BBodschY) zu beachten.

Hydrogeologie

Ist die Versickerung anfallenden, nicht schädlich verunreinigten Niederschlagswassers ge-

plant, so sollte die Versickerungsmöglichkeit mittels geeigneter Methoden untersucht werden.

Die Versickerung soll vorzugsweise über die belebte Bodenzoneerfolgen.

Ingenieurgeologie

Die Anforderungen der DIN 1054, DIN 4020 und DIN 4124 an den Baugrund sind zu beachten.

Im Bereich des Planungsgeländes stehen voraussichtlich oberflächennah Sedimentgesteine

des Rotliegenden an. Insbesondere die Tonsteine sind für ihre Rutschungs- und Wasseremp-

findlichkeit bekannt. Aufgrund der genannten Gegebenheiten empfehlen wir dringend die Er-

stellung eines Baugrundgutachtenseinschließlich der Prüfung der Hangstabilität. Von der Pla-

nung von Versickerungsanlagen wird abgeraten.

4.2 Geeignete Verwendung der Mutterbodenmassen

Gemäß 8202 BauGB ist "der Mutterboden, der bei der Errichtung und Änderung baulicher

Anlagen sowie bei wesentlichen Veränderungender Erdoberfläche ausgehoben wird, in nutz-

barem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schützen." Überschüs-

siges Bodenmaterial ist abzutransportieren und ordnungsgemäß zwischenzulagern. Bei der

Lagerung der Mutterbodenmassen sind die Anforderungender DIN 18915 zu beachten.

4.3 Brandschutz

Bei Gebäuden,die ganz oderin Teilen mehr als 50 Meter von deröffentlichen Verkehrsfläche

entfernt liegen, müssen Zufahrten analog den technischen Baubestimmungen verlangt wer-

den. Die Löschwasserversorgungist mit 48 m?/ h über einen Zeitraum von 2 Stundensicher-

gestellt. Damit verbunden sind nur Gebäudezulässig, deren überwiegende Bauart aus feuer-

beständigen, hochfeuerhemmenden oder feuerhemmenden Umfassungen sowie harten Be-

dachungen bestehen.

4.4 Begrünung im Bereich der Versorgungsanlagenund-leitungen

Bei einer Begrünung im Bereich von Versorgungsanlagen und-leitungen sind die Hinweise

des DVGW-Arbeitsblattes GW 125 - Baumanpflanzungen im Bereich von unterirdischen Ver-

sorgungsanlagen- zu beachten. Gemäß dem Regeiwerk Abwasser- Abfall, Hinweise H 162
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sind Kanalleitungen beidseits 2,50 m von Anpflanzungenfreizuhalten, ohne dass Schutzmaß-

nahmenerforderlich werden. Solite dieser Sicherheitsabstand im Einzelfall unterschritten wer-

den, sind Schutzmaßnahmenerforderlich, um die Gehölzwurzeln von den Versorgungsanla-

gen fern zu halten.

4.5 Radonbelastung

Hinsichtlich der Rädonbelastung liegt das Plangebiet innerhalb einer Zone mit erhöhtem und

lokal hohem Radonpotential,

Entsprechend der Informationsbroschüre des Ministeriums für Umwelt und Forsten Rheinland-

Pfalz, Mainz ist besonders der „Transportweg“ von Radon über das Kellergeschoss sowie die

Aufenthaltsdauer entscheidend. Für einen Neubau empfehlen sich auch bei niedrigen Radon-

konzentrationen in der Bodenluft die folgenden einfachen vorbeugenden Maßnahmen,die

schon jetzt dem Stand der Technik bei Neubauvorhaben entsprechen:

« Die Bodenplatte sollte aus konstruktiv bewehrtem Beton mit einer Mindeststärke von

15 cm bestehen.

« Die Kellerwände sollten mit einer fachgerechten Bauwerksabdichtung nach DIN 18

195-4 gegen angreifende Bodenfeuchte geschützt werden. Das Dichtmaterial sollte ra-

dondicht sein und so elastisch, dass es auch kleine entstehende Risse überbrücken

kann.

« Durchdringungen der erdberührten Kellerwände durch Leitungen oder Rohre sind sorg-

fältig und dauerhaft gegen Radon abzudichten. Wenn die Kellerwände außen mit ei-

nem nicht bindigem Material wie beispielweise Kies oder Splitt hinterfüllt werden, kann

das Radon schondort an die Oberfläche treten und dringt nicht in den Keller ein. Vo-

raussetzung dafürist aber, dass die Oberfläche dieser Drainage nicht versiegelt wird.

Dem Bauherrnist zur Information die Broschüre "Experten geben Tipps zum Umgang mit Ra-

don" des Ministeriums für Umwelt und Forsten zur Verfügung zu stellen.

Es wird empfohlen, orientierende Radonmessungenin der Bodenluft vorzunehmen, um fest-

zustellen, ob und in welchem Ausmaß Baumaßnahmen derjeweiligen lokalen Situation ange-

passt werdensollten.

Für Messungen im Gestein/Boden sind Langzeitmessungen (ca. 3 - 4 Wochen) notwendig.

Nur so können aussagefähige Messergebnisseerzielt werden. Es wird deshalb empfohlen, die

Messungen in einer Baugebietsflache an mehreren Stellen, mindestens 6/ha, gleichzeitig

durchzuführen. Die Anzahl kann aber in Abhängigkeit von der geologischen Situation auch

höhersein. Die Arbeiten sollten von einem mit diesen Untersuchungen vertrauten Ingenieur-

büro ausgeführt werden und dabeidie folgenden Posten enthalten:

1. Begehung der Fläche und Auswahl der Messpunkte nach geologischenKriterien;

2. radongerechte, ca. 1 m tiefe BohrungenzurPlatzierung der Dosimeter, dabei bodenkund-

liche Aufnahme des Bohrguts;

3.. fachgerechter Einbau und Bergen der Dosimeter;

12
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4. Auswertung der Messergebnisse, der Bodenproben sowie der Wetterdaten zur Ermittlung

der Radonkonzentration im Messzeitraum und der mittleren jährlichen Radonverfügbarkeit;

5. Kartierung der Ortsdosisleistung;

6. Interpretation der Daten und schriftliches Gutachten mit Bauempfehlungen.

4.6 Landesbetrieb Mobilität

Die verkehrliche Erschließung des Plangebietes hat über das bestehende Gemeindestraßen-

netz zu erfolgen. An den Verknüpfungspunkten mit der K 9 ist dabeisicherzustellen, dass die

dort stattfindenden Fahrbeziehungen verkehrssicher abgewickelt werden können.

Sofern das Baugrundstück über die Dhauner Straße (K 9) an das klassifizierte Straßennetz

angebunden werdensoll, weisen wir in dieserm Zusammenhang daraufhin, dass für Zufahrten

oder Zugängeinnerhalb des Erschließungsbereiches einer Ortsdurchfahrt, die gleichzeitig mit

baulichen Anlagen errichtet oder ergänzt werden, die Belange der Sicherheit und Leichtigkeit

des Verkehrs zu berücksichtigen sind. Zufahrten und Zugänge sind so zu unterhalten, dass

sie den Anforderungen derSicherheit und Ordnung sowie den anerkannten Regeln der Tech-

nik genügen. Sofern hierdurch Straßenbauanlagen baulich verändert oder auf Straßeneigen-

tum bauliche Maßnahmen getroffen werdensollen,ist die Zustimmung unserer Straßenbau-

behörde einzuholen.

Bepflanzungen und Bebauungen dürfen keine Sichtbehinderung und damit einhergehend

keine Verkehrsgefährdung darstellen; die Sichtdreiecke im Einmündungsbereich sind auf Dau-

er von Bewuchs und einer Bebauung freizuhalten.

Sofern sich im vorliegenden Fall verkehrliche Probleme oder Gefahren abzeichnen, behalten

wir uns vor, auch zu einem späteren Zeitpunkt geeignete Maßnahmenzu Lasten des Vorha-

benträgers einzufordern.

Der Kreisstraße, insbesondere deren Entwässerungseinrichtungen, dürfen keine Abwässer,

auch kein gesammeltes Oberflächenwasser, zugeführt werden. Des Weiteren dürfen diese

Anlagen gegenüberihrer heutigen Lage, Ausgestaltung und Nutzung nicht ohne eine entspre-

chende Erlaubnis unseres LBM Bad Kreuznach verändert werden.

Während der Bauarbeiten darf der öffentliche Verkehrsraum der K 9 weder eingeschränkt noch

verschmutzt werden und der Straßenverkehr darf nicht behindert oder gefährdet werden, ins-

besondere nicht durch das Abstellen von Geräten oder das Lagern von Baumaterialien auf

Straßeneigentum. Der Vorhabenträgerist verpflichtet, Verunreinigungen der Kreisstraße, die

im Zufahrtsbereich durch die Benutzung verursacht werden, unverzüglich auf seine Kosten zu

beseitigen.

Im Zuge der Verlegung von Ver- und Entsorgungsleitungen handelt es sich bei einer eventu-

ellen Inanspruchnahme von Straßeneigentum der K 9 um eine sonstige Benutzung im Sinne

des Landesstraßengesetz. Vor Beginn der Arbeiten ist es erforderlich, dass zwischen dem

Antragsteller und unserem LBM ein entsprechender Gestattungsvertrag abgeschlossen bzw.

eine Aufbruchgenehmigung erteilt wird und darüber hinaus die technischen Details der Lei-

tungsverlegung einvernehmlich abgestimmt werden.
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